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(2) Die festgenommenen Personen werden nicht übergeben, 
wenn sie Bürger des Vertragspartners sind, auf dessen Ho­
heitsgebiet sie festgenommen wurden.

(3) Die Übergabe festgenommener Personen nach Absatz 1 
erfolgt nicht, wenn die zuständigen Untersuchungsorgane 
wegen des widerrechtlichen Überschreitens der Staatsgrenze 
oder wegen des Verdachtes der Begehung weiterer strafbarer 
Handlungen eine andere Entscheidung treffen. In diesem 
Falle finden die zwischenstaatlichen Vereinbarungen beider 
Vertragspartner über die gegenseitige Rechtshilfe in Straf­
sachen Anwendung.

(4) Der Grenzbevollmächtigte des anderen Vertragspartners 
1st, auch wenn keine Übergabe erfolgt, über Festnahmen 
wegen widerrechtlichen Überschreitens der Staatsgrenze in 
jedem Fall unverzüglich zu informieren.

Artikel 10
(1) Personen, die wegen unbeabsichtigten widerrechtlichen 

Überschreitens der Staatsgrenze festgenommen wurden, wer­
den dem Grenzbevollmächtigten des Vertragspartners, von 
dessen Hoheitsgebiet sie gekommen sind, unverzüglich über­
geben. Hinsichtlich.der Gegenstände und Zahlungsmittel, die 
diese Personen bei der Festnahme mit sich führten, wird ent­
sprechend Artikel 9 Absatz 1 verfahren.

(2) Handelt es sich bei den in Absatz 1 genannten Personen 
um Bürger des Vertragspartners, auf dessen Hoheitsgebiet 
sie festgenommen wurden, können die zuständigen Organe 
dieses Vertragspartners in Abstimmung mit den zuständigen 
Organen des anderen Vertragspartners über die unverzügliche 
Rückkehr dieser Personen auf das Hoheitsgebiet des anderen 
Vertragspartners entscheiden.

(3) Sind die in Absatz 1 genannten Personen der Begehung 
strafbarer Handlungen auf dem Hoheitsgebiet des Vertrags­
partners, auf dem sie festgenommen wurden, verdächtig, so 
werden die Bestimmungen des Artikels 9 Absätze 3 und 4 
entsprechend angewandt'.

Artikel 11
Der Grenzbevollmächtigte eines Vertragspartners kann die 

Übernahme der in den Artikeln 9 oder 10 genannten Personen 
verweigern oder aussetzen, wobei er gleichzeitig die Gründe 
für die Verweigerung oder Aussetzung der Übernahme anzu­
geben hat.

Artikel 12
Tiere oder Sachen, die auf das Gebiet des anderen Vertrags­

partners gelangt sind, können mit Zustimmung der Grenz­
bevollmächtigten zurückgeführt werden.

Artikel 13
(1) Die Grenzbevollmächtigten führen gemeinsam Sachauf­

klärungen über Schäden durch, die infolge der Verletzung der 
Ordnung an der Staatsgrenze entstanden sind. Die Sachauf­
klärung umfaßt das Sammeln und die Sicherstellung von Be­
weisen sowie ihre Übergabe an die zuständigen Organe.

(2) Schadensfälle mit geringem Umfang können von den 
Grenzbevollmächtigten der Vertragspartner gemeinsam mit 
dem Verursacher und dem Geschädigten in beiderseitigem 
Einverständnis an Ort und Stelle geklärt werden. Diese Scha­
densfälle werden an die für die Regulierung des Schadener-

' satzes zuständigen Organe nicht übergeben, wenn aus dem 
von den Grenzbevollmächtigten .angefertigten Protokoll er­
sichtlich ist, daß die geschädigte Seite keine Forderungen 
mehr hat.

(3) Über die Art des Schadenersatzes einigen sich die 
Grenzbevollmächtigten oder andere zuständige Organe ent­
sprechend den geltenden Bestimmungen über den Zahlungs­
verkehr zwischen den Vertragspartnern, sofern der Schaden 
nicht auf andere Weise ersetzt wurde.

(4) Die von den Grenzbevollmächtigten getroffene Entschei­
dung in den in Absatz 2 genannten Fällen schließt nicht aus, 
die Ansprüche gerichtlich geltend zu machen.

Artikel 14
Die nach diesem Vertrag von den Grenzbevollmächtigten 

durchzuführenden Sachaufklärungen haben nicht den Cha­
rakter von Prüfungs- und Ermittlungshandlungen der Unter­
suchungsorgane.

Artikel 15
Die Vertragspartner werden alle wirtschaftlichen Arbeiten 

in der Nähe der Staatsgrenze so durchführen, daß die Inter­
essen des anderen Vertragspartners nicht geschädigt werden 
und die Sicherheit und Ordnung an der Staatsgrenze berück­
sichtigt wird.

Artikel 16
Bei der Durchführung von Jagden ist das Schießen über 

die Staatsgrenze und die Verfolgung des Wildes auf dem 
Hoheitsgebiet des Vertragspartners verboten.

Artikel 17
Der Fischfang auf Grenzgewässern vom Ufer bis zur Grenz­

linie ist nur von Sonnenaufgang bis Sonnenuntergang ge­
stattet. _

Artikel 18
Die Grenzbevollmächtigten der Vertragspartner informie­

ren sich gegenseitig über vorgesehene Veranstaltungen an der 
Staatsgrenze und legen dazu die erforderlichen Sicherheits­
maßnahmen fest.

Artikel 19
Der Verkehr über die Grenzübergangsstellen und der privi­

legierte Eisenbahndurchgangsverkehr sowie die Zusammen­
arbeit der zuständigen Organe beider Vertragspartner bei der 
gemeinsamen Kontrolle des grenzüberschreitenden Pgrsonen- 
und Güterverkehrs werden von diesem Vertrag nicht berührt."

Artikel 20
(1) Straßen und Wege, auf denen die Staatsgrenze verläuft 

bzw. die ganz oder teilweise auf dem Hoheitsgebiet eines der 
Vertragspartner verlaufen und auf Grund der örtlichen Lage 
von den Bürgern beider Vertragspartner benutzt werden, 
unterhalten die dafür zuständigen Organe der Vertragspart­
ner so, daß sie den Verkehrsbedürfnissen entsprechen.

(2) Die zuständigen Organe der Vertragspartner informieren 
die Hauptgrenzbevollmäehtigten über die geplanten Maß­
nahmen zur Unterhaltung der Straßen und Wege gemäß Ab­
satz 1.

(3) Die Bürger der Vertragspartner, die die in Absatz 1 be- 
zeichneten Straßen und Wege benutzen, benötigen keine 
Grenzübertrittsdokumente. Sie unterliegen den Rechtsvor­
schriften des Vertragspartners, dessen Bürger sie sind.

(4) Das Verzeichnis der in Absatz 1 bezeichneten Straßen 
und Wege wird von den Regierungen der Vertragspartner 
bestätigt.

A b s c h n i t t  III 
Überschreiten der Staatsgrenze

Artikel 21
(1) Die Hauptgrenzbevollmächtigten, deren Stellvertreter, 

die Grenzbevollmächtigten sowie deren Stellvertreter und Ge­
hilfen können im Zusammenhang mit der Erfüllung ihrer 
Aufgaben die Staatsgrenze auf Grund ihrer Vollmachten 
überschreiten.

(2) Experten, deren Anwesenheit bei der Erfüllung der 
Aufgaben erforderlich ist, -überschreiten die Staatsgrenze nur 
in Anwesenheit einer in Absatz 1 genannten Person.

Artikel 22
(1) Die in Artikel 21 genannten Personen sind beim Grenz­

übertritt und während des Aufenthaltes auf dem Hoheits­
gebiet des anderen Vertragspartners im Zusammenhang mit 
der Erfüllung ihrer Aufgaben, die sich aus diesem Vertrag 
ergeben, von der Zollkontrolle, von Einfuhr- und Ausfuhrbe­
schränkungen sowie von Zoll- und anderen Gebühren in


